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Internationale Standortrankings belegen, dass die 

öffentliche Sicherheit in der Schweiz nach wie vor 

auf höchstem Niveau ist. Dennoch erweisen sich die 

historisch geprägten föderalistischen Organisations-

formen im schweizerischen Polizeiwesen je länger, 

desto mehr als Hemmschuh in der wirkungsvollen 

Sicherheitsprävention und Strafverfolgung: Die Frag-

mentierung der Polizeikräfte in 26 kantonale Polizei-

korps hat nicht nur ihren finanziellen Preis, sondern 

birgt auch Sicherheitsrisiken. Aus Sicht des nationa-

len Gesamtinteresses sollte deshalb neben der Aufga-

benteilung zwischen Gemeinden und Kantonen auch 

eine verstärkte Diskussion über die Regionalisierung 

von Polizeiaufgaben in Gang gebracht werden.

Der politische Hickhack und das Kompetenzgeran-

gel um den Einsatz von deutschen Polizeikräften auf 

Schweizer Boden während des G-8-Gipfels in Evian 

von Anfang Juni dieses Jahres sind für die gegen-

wärtige Situation der Schweizer Polizeiorganisation 

ebenso symptomatisch wie der kürzlich via Medien 

erfolgte Appell von ausgeraubten Schmuckhändlern. 

In den vergangenen vier Jahren räumten verschiede-

ne Mitglieder der professionell organisierten Omega-

Bande landesweit Bijouterieschaufenster leer. Dabei 

benutzten sie Autos oder Lieferwagen als eigentliche 

Rammböcke. Weil die kantonsübergreifende Ermitt-

lungszusammenarbeit der involvierten Polizeikorps 

augenscheinlich mehr schlecht als recht funktioniert, 

verlangten die geschädigten Bijoutiers, es sei eine 

nationale Sonderkommission für die Aufklärung 

der über 170 Blitzeinbrüche einzusetzen. Beide Fälle, 

Organisation der Sicherheitsprävention und man-

gelhafte Aufklärungsarbeit, weisen auf ein ernst zu 

nehmendes Problem hin: Das Schweizer Polizeiwe-

sen – primär unter kantonaler Hoheit organisiert – 

ist nicht mehr zeitgemäss und blockiert sich zuweilen 

selbst.

Die in den vergangenen Jahren unternommenen 

Reformversuche (unter anderem auch Fusionen von 

Polizeikorps) sind  – von wenigen Ausnahmen abge-

sehen – kaum in politisch tragbare Konsenslösungen 

überführt worden oder gar ins Stocken geraten. Der 

vorliegende Diskussionsbeitrag weist im Sinne einer 

Auslegeordnung auf aktuelle Problemfelder hin, 

geht der Frage nach, wo Widerstände und Refor-

mengpässe zu finden sind, und skizziert mögliche 

Ansatzpunkte zur Deblockierung des Reformstaus 

im sicherheitspolizeilichen Bereich.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Sicherheit als Standortfaktor
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Sicherheit als öffentliches Gut ist wichtiger Bestand-

teil eines Standortprofils und der Lebensqualität, 

genauso wie das Kultur- und Freizeitangebot oder 

die Umweltqualität. Diesen Standortfaktoren wird 

eine wesentliche Rolle bei der Entstehung eines 

spezifischen Wirtschafts- und Geschäftsklimas zu-

geschrieben. Ihr unmittelbares Gewicht in Bezug auf 

die Standortwahl von Unternehmen lässt sich zwar 

nicht in Zahlen ausdrücken, sie tragen aber indirekt 

in erheblichem Masse zur wirtschaftlichen Entwick-

lung von Regionen und Städten bei und sind deshalb 

in ihrer Wirkung nicht zu unterschätzen.

Der Standortfaktor «Sicherheit» manifestiert sich 

nicht positiv, sondern über die angenommene 

beziehungsweise tatsächliche Abwesenheit von 

Kriminalität. Die Bedeutung von Sicherheit wird 

also erst wahrgenommen, wenn die Ausprägung 

von Sicherheit mangelhaft ist. In Standortrankings 

taucht der Faktor demzufolge oft dort auf, wo infolge 

hoher Kriminalitätsraten die Sicherheit als Problem 

erkannt wird. In der Schweiz ist dies weitgehend 

(noch) nirgends der Fall. So rangieren etwa die Städ-
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te Bern, Genf und Zürich nach Luxemburg auf Platz 

2 des aktuellen internationalen «Safety Ranking» 

von Mercer Human Resource Consulting. Den-

noch: Die guten Resultate im internationalen Ver-

gleich dürfen nicht darüber hinweg täuschen, dass 

das schweizerische Polizeiwesen unter strukturell 

bedingter Ineffizienz und Doppelspurigkeiten leidet, 

die allerdings mit entsprechendem Reformwillen be-

hoben werden könnten.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Herausforderungen im Informations-
zeitalter
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

In der Bekämpfung moderner Erscheinungsformen 

der Kriminalität (Wirtschaftsdelikte, organisiertes 

Verbrechen, Internetkriminalität) stossen die Ermitt-

lungen kantonaler Polizeikorps oftmals im wahrsten 

Sinne des Wortes an ihre Grenzen. Die politische 

Gliederung des Raums durch administrative Grenz-

ziehungen, welche die hoheitlichen Handlungsspiel-

räume der Sicherheits- und Strafverfolgungsbehör-

den abstecken, korreliert nämlich nur noch bedingt 

mit der hohen Vernetzung und Mobilität krimineller 

Aktivitäten. So mutet es im heutigen Informations-

zeitalter nachgerade grotesk an, wenn beispielsweise 

ein Polizeieinsatz über die Kantonsgrenzen hinaus 

durch die Verwendung nicht durchwegs kompatibler 

Polizeifunksysteme oder durch Kompetenzkonflikte 

unter den beteiligten Polizeiführungen behindert 

wird. Delinquenten und insbesondere das internatio-

nal organisierte Verbrechen halten sich in Ausübung 

ihrer kriminellen Tätigkeit weder an Landes- oder 

Kantonsgrenzen noch an die Reichweite von Funk-

systemen.

Die Diskrepanz zwischen verschiedenen Handlungs-

parametern und -räumen (Staat vs. Kriminalität) und 

die strukturelle Uneinheitlichkeit werden heute kaum 

mehr bestritten. Die Virulenz des politischen Hand-

lungsbedarfs ist ebenfalls erkannt. Deshalb wurden 

im letzten Jahrzehnt einerseits auf Bundesebene und 

andererseits auf interkantonaler Ebene zwei wesent-

liche Projekte lanciert, die zu entsprechenden Reform- 

und Reorganisationsvorschlägen führen sollen: Im 

gross angelegten Projekt des Eidgenössischen Justiz- 

und Polizeidepartements (ejpd) und der Konferenz 

der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren (kkjpd) 

zur «Überprüfung des Systems der inneren Sicherheit 

(usis)»,1 das Ende 2003 in einen Schlussbericht zu-

handen des Bundesrats münden soll, wird die födera-

listische Staatsstruktur als Kernproblem (und somit 

eigentlich auch als Sicherheitsrisiko) identifiziert. 

Ferner lokalisierte auch das Projekt «Polizei xxi» der 

Konferenz der kantonalen Polizeikommandantinnen 

und -kommandanten (kkpks) «Doppelspurigkeiten 

in der polizeilichen Arbeit, das Fehlen einheitlicher, 

kompatibler Informatiksysteme und das Fehlen ei-

ner fähigen, schnell einsatzbereiten Polizeireserve».2

In der im Rahmen von usis durchgeführten Analyse 

des Ist-Zustands wird auf folgende Probleme hinge-

wiesen:

– Föderalismus, interkantonale Zusammenarbeit: 

Das einheitliche Agieren auf überkantonaler Ebene 

wird als schwierig beurteilt; für Behörden erfolgt 

eine höhere finanzielle Belastung; kantonsübergrei-

fende Strafverfahren sind zeitintensiv und oftmals 

wenig effektiv. Die regionale Zusammenarbeit in 

1 usis hat zum Ziel, Lösungen zur Verbesserung des schweizerischen 
Polizeiwesens vorzuschlagen. Am Projekt sind die schweizerischen 
Kantons- und Stadtpolizeikorps sowie drei Departemente (ejpd, vbs 
und efd) beteiligt. Die Analyse des Ist-Zustands erfolgt auf der 
Basis einer Überprüfung der 26 kantonalen und 3 Bundes-Strafver-
folgungssysteme.

2 Polizei xxi hatte die Formulierung einer neuen Polizeistrategie für die 
Zukunft sowie entsprechende Forderungen und Anträge an die Politik 
zum Ziel. Das Projekt wurde Ende 2001 abgeschlossen. Die Resultate 
fliessen in usis ein.
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 den vier Polizeikonkordaten ist unterschiedlich 

intensiv, und die bestehenden Konkordate präsen-

tieren sich inhaltlich sehr heterogen.

– Polizeistatistik, Informationsaustausch: Auf nati-

onaler Ebene besteht nach wie vor keine vernetzte 

und einheitliche Polizeistatistik. Auf den Stufen 

Bund und Kantone sind unterschiedliche Infor-

mationssysteme im Einsatz. Synergien sind kaum 

nutzbar, was zu einem höheren personellen und 

finanziellen Aufwand führt.

– Ausbildung, Ausrüstung und Infrastruktur: Es 

fehlt eine institutionalisierte Ausbildung auf den 

Stufen Bund und Kantone. Von wenigen Ausnah-

men abgesehen, beschafft jedes Korps die Ausrüs-

tung selber. Konsequenz: Es besteht eine Vielzahl 

unterschiedlicher Systeme, die nicht kompatibel 

sind, was bei gemeinsamen Einsätzen verschiede-

ner Korps offensichtlich zu Problemen führt.

– Bilaterale II: Eine Nichtteilnahme am Schengener 

Informationssystem und am Erstasylabkommen 

von Dublin wird als nachteilig betrachtet.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Versuche der Regionalisierung von Polizei-
aufgaben: Konkordate und Fusionen
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Während in der alten Bundesverfassung die Polizei-

hoheit noch ausdrücklich den Kantonen vorbehalten 

war, ordnet die neue Bundesverfassung mit Artikel 

57 auch dem Bund eine Rolle im Bereich der inneren 

Sicherheit zu. Die Koordination zwischen Kantonen 

erfolgt derzeit auf der Basis von verschiedenen Poli-

zeikonkordaten, deren Verbundcharakter und Ver-

bindlichkeit der Beschlüsse allerdings in den meisten 

Fällen eher lose sind. Denn in erster Linie haben sie 

zum Ziel, die gegenseitige Unterstützung mit Perso-

nal und Material in ausserordentlichen Lagen sicher 

zu stellen.

Im Prinzip schränken Konkordate die kantonale 

Polizeihoheit zugunsten einer zentraleren Koordi-

nation von Aufgaben auf einer höheren Ebene ein. 

Im Rahmen des Projekts Polizei xxi erfolgten in 

diesem Sinne bereits Überlegungen, die Schweiz in 

verschiedene neue «Kriminalitäts- und Zuständig-

keitsräume» einzuteilen, welche nicht den kantona-

len Grenzen und den althergebrachten polizeilichen 

Hoheiten entsprechen, sondern eben so genannt 

funktionalräumlich definiert sind. In der Praxis sind 

in der jüngeren Vergangenheit verschiedene Projekte 

und Bestrebungen zur Integration von Polizeikorps 

lanciert worden. Meistens basieren diese Versuche 

zur Regionalisierung polizeilicher Aufgaben auf dem 

«Experiment», verschiedene Polizeikorps zu Einheits-

polizeien zu fusionieren (Stadt- und Kantonspolizei). 

Wobei freilich immer noch die staatlichen Grenzen 

für die Aktionsradien massgeblich sind und kaum 

von «funktionalräumlichen» Betrachtungen ausge-

gangen wird.

Als Erfolgsbeispiel für eine politisch erfolgreiche 

Zusammenlegung kann etwa die Zuger Polizeifusi-

on genannt werden, die 2002 erfolgte. Diese gelang 

wohl vor allem deshalb, weil erkannt wurde, dass 

sich die polizeiliche Versorgung mit einem einzigen 

Polizeikorps (für Stadt und Kanton) verbessern liesse. 

Die Gemeindepolizei der Stadt Zug wurde folglich 

ins kantonale Polizeikorps integriert. Damit einher 

ging auch eine Neuausrichtung der polizeilichen 

Dienstleistungen: insgesamt wurde auf mehr Bürger-

nähe gesetzt sowie die Bekämpfung von organisierter 

Kriminalität und Wirtschaftskriminalität forciert.

Den erfolgreichen Integrationsprojekten stehen 

allerdings eine Mehrzahl nicht gänzlich gelungener 
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Beispiele oder jahrelange provisorische «Versuchsan-

ordnungen» und «Absichtserklärungen» gegenüber. 

Während etwa die Stadtzürcher Polizei vor einem 

Jahr gegen eine Zusammenlegung mit der kantonalen 

Seepolizei votierte, verhandelte die Kantonsregierung 

bereits mit den Nachbarkantonen über eine einzige 

Seepolizei für den gesamten Zürichsee.

1997 stellte der damalige Luzerner Regierungsrat 

Ulrich Fässler ein gemeinsames Polizeikorps für die 

Innerschweizer Kantone zur Diskussion. Der Vor-

schlag, ein überkantonales Polizeikorps zu schaffen, 

welches aus der Fusion der sechs Zentralschweizer 

Kantonspolizeien (sowie der städtischen Korps von 

Luzern und Zug) hervorgegangen wäre, ging bedeu-

tend weiter als beispielsweise die Vorschläge der 

Innerschweizer Polizeidirektorenkonferenz. Diese 

plädierte zwar damals in einem Thesenpapier für 

die Stärkung der kantonalen Kooperation mittels 

regionaler Kompetenzzentren, eines gemeinsamen 

kriminaltechnischen Diensts und /oder eines krimi-

nalpolizeilichen Lage- und Kommunikationszent-

rums. Fässlers Vorschlag zielte jedoch in Richtung 

Integration und vereinheitlichte Organisation unter 

einer gemeinsamen Führung. Der seinerzeit reihum 

als politisch brisant und bisweilen gar als Provoka-

tion bewertete Vorschlag der Luzerner Regierung 

basierte auf der laufenden Revision des Gesetzes 

über die Kantonspolizei, in der dem Regierungsrat 

die Befugnis eingeräumt wird, mit anderen Kantonen 

ein gemeinsames Polizeikorps zu gründen. Kritiker 

aus den Nachbarkantonen räumten indes ein, es sei 

verfassungsrechtlich problematisch, die Polizeihoheit 

aus der Hand zu geben. Insofern stand Fässlers Vor-

schlag schon von Beginn weg unter einem ungünsti-

gen Stern.

Sowenig wie in der Schweiz Gebietsreformen auf 

kantonal-institutioneller Ebene (Kantonsfusionen) 

politisch denkbar und durchsetzbar sind, so schwie-

rig ist vereinzelt auch das Zustandekommen einer 

funktionsspezifischen Herangehensweise für die 

Vorbereitung und Nutzung möglicher Kooperations-

potenziale im Kleinen. Der Tourismusort Engelberg, 

eine Exklave umringt von Nidwalden, Uri und Bern, 

würde sicherheits- und polizeitechnisch sinnvoller 

durch den Halbkanton Nidwalden versorgt. Die 

polizeiliche Versorgung Engelbergs durch die Nid-

waldner Polizei wurde im Jahre 2000 jedoch noch 

als «visionär, aber nicht reif» taxiert. Eine mögliche 

Zusammenarbeit zwischen den Kantonen Nid- und 

Obwalden beziehungsweise der Betrieb eines kleinen 

Polizeipostens durch den Nachbarkanton scheiterte 

auch in diesem Fall wegen verfassungsrechtlicher 

Bedenken in Bezug auf eine mögliche Einschränkung 

der Polizeihoheit.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Widerstände, Probleme und 
Sicherheitsrisiken
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Es sind letztlich nicht nur «formaljuristische Argu-

mentationsriten» (als Vorwand für ein tiefer sitzen-

des Unbehagen gegenüber Veränderungen oder der 

Angst vor einem potenziellen Macht-, Positions- und 

Prestigeverlust), die Fusionen oder Zusammenar-

beitsprojekte zwischen kantonalen Polizeikorps 

verhindern. Anekdotisch sei noch der Fall der beiden 

Appenzeller Kleinkantone erwähnt: Dort scheiterte 

die Zusammenlegung der Polizeikorps in einer ersten 

Phase – so wird kolportiert – an der geschmacklichen 

Uneinigkeit betreffs einer neuen Uniform für die neu 

zu bildende Einheit.

Trotz einer Reihe von Vorteilen, welche die (lokale) 

Aufrechterhaltung der Polizeihoheit mit sich bringt 

(wie zum Beispiel demokratische Transparenz und 

Kontrolle «vor Ort», Bürgernähe oder Vertrautheit 
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mit lokalen Konstellationen), überwiegen letztlich 

die Nachteile des föderalistisch-kleinräumig orga-

nisierten Polizeiwesens. Die kantonalisierte «Krimi-

nalpolitik» in der Schweiz zeitigt unter anderem drei 

ernst zu nehmende betriebliche Konsequenzen:

– Finanzielle Mittel und Ressourcen sind einge-

schränkt: Durch eine regelrechte Multiplizierung 

von (Infra-)Strukturen – jedes Polizeikorps operiert 

mit proprietären Pikett- und Informationssyste-

men, hat eine eigene Führung, eigene Spezialisten – 

versickern finanzielle Mittel, da in zu viele und zu 

kleine Organisationseinheiten investiert werden 

muss.

– Spezialisierung und Kompetenzaufbau sind ge-

fährdet: Für die Abdeckung grösserer geografi-

scher Gebiete fehlt die erforderliche Anzahl von 

Spezialisten. In den kantonalen Polizeikorps sind 

ausgebildete Spezialisten immer noch zusätzlich 

in einem Verbundsystem mit anderen Aufgaben 

betraut und üben weitere Tätigkeiten aus.

– Einheitliche Professionalisierung wird noch zu 

wenig gefördert, Führungsgrundsätze und Ein-

satzdoktrin werden hauptsächlich durch die 

Kommandanten und deren politische Führung 

bestimmt: Bezüglich Arbeitsabwicklung/-technik, 

Informationsfluss, Aktenaufbereitung arbeitet 

jede kantonale Polizeiorganisation nach eigenen 

Richtlinien und persönlichem «Gutdünken».

Zusammenfassend kann bei der heutigen Polizeior-

ganisation von folgenden Sicherheitsrisiken ausge-

gangen werden: 

– Die Fragmentierung der schweizerischen Polizei-

kräfte führt dazu, dass die polizeiliche Operati-

onsfähigkeit in der Bekämpfung des nationalen, 

internationalen und organisierten Verbrechens 

eingeschränkt ist: Kantonal verschiedene Regle-

mente und Gesetze erschweren die interkantonale 

Zusammenarbeit im Bereich der Sicherheitsprä-

vention und Verbrechensaufklärung. 

– Die Durchführung grenzüberschreitender Polizei-

aktionen wird zuweilen durch unterschiedliches 

Material und unterschiedliche Handhabung er-

schwert oder gar verunmöglicht. Unterschiedliche 

Ausbildung, Führungsprinzipien, Kommunika-

tionsnetze und Einsatzdoktrinen bergen Gefähr-

dungspotenziale bei grossen und kombinierten 

Einsätzen. 

– Um Aufgabenschwerpunkte zu setzen und grös-

sere Einsätze über einen längeren Zeitraum 

durchführen zu können, fehlen entsprechende 

Personalreserven. Bisweilen sind die Interventions-

geschwindigkeiten von Polizeikräften zu gewissen 

Tageszeiten zu tief.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Standortfaktor «Sicherheit» nicht aufs 
Spiel setzen
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Die Welt wird komplexer, und so werden auch die 

Aufgaben zur Sicherstellung von Sicherheit. Zur 

Garantierung und Weiterentwicklung des wichtigen 

Standort- und Wettbewerbsfaktors «Sicherheit» 

sowie des gewachsenen Sicherheitsbedürfnisses be-

darf es darum eines Umdenkens auf verschiedenen 

Ebenen: Wider den «Kantönligeist» und eine falsch 

verstandene föderalistische Rücksichtnahme sollte 

von politischer Seite versucht werden, neue Organi-

sationsformen zu implementieren, die in Richtung ei-

ner flexiblen Regionalisierung polizeilicher Aufgaben 

über die Kantonsgrenzen hinaus zielen. Basierend auf 

neuen Kooperationsformen und Vereinheitlichungen, 
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könnte in verstärktem Masse und weitaus effizienter 

als bisher auf die Herausforderungen durch vernetzte 

sowie inter- und exterritoriale Kriminalitätsformen 

reagiert werden. In verstärktem Masse dürfte wohl 

auch eine Verschiebung von Kompetenzen auf das 

übergeordnete Gemeinwesen (Kantone oder Bund) 

nötig werden, um Schwächen des kleinräumig orga-

nisierten Polizeiwesens zu kompensieren.

Mit der Überwindung der Nachteile föderalistischer 

Strukturen wären wohl insgesamt eine höhere Sicher-

heit sowie Synergiegewinne und dadurch Spareffekte 

für die öffentliche Hand zu erzielen. Folgende Forde-

rungen könnten in einem weiterführenden Zusam-

menhang diskutiert werden:

– Reduktion der Zahl der Polizeiorganisationen und 

Schaffung grösserer Einsatzräume (als minimale 

Referenzgrösse bieten sich die heutigen Konkor-

date an): Die Einschränkung der Zahl der Polizei-

organisationen auf der Basis von geeigneten Regi-

onen führt zur Bildung von betriebswirtschaftlich 

sinnvollen Minimalgrössen, zur Reduzierung von 

zu vielen Führungskräften auf kleinem Raum 

und zur Erzielung von Skaleneffekten. Mit der 

Zusammenlegung von Polizeiorganisationen wird 

ein Rationalisierungseffekt erreicht, sowohl auf 

der Kosten- wie auch auf der Mitarbeiterseite. 

Gesamtschweizerisch ergäbe dies ein grob ge-

schätztes Potenzial von über 1500 Polizisten, die 

beispielsweise für die Deckung der geforderten 

Personalreserve auf Bundesebene zur Verfügung 

stünden.

– Einheitliche Beschaffungspraxis und Vereinheitli-

chung des Materials für alle Polizeikorps: Im Vor-

dergrund stehen die Eliminierung der Vielfalt von 

Material und Ausrüstung sowie die Durchsetzung 

einheitlicher Standards bei der Beschaffung von 

Fahrzeugen, Funk, Waffen und it-Systemen. Eine 

gemeinsame Beschaffungspraxis findet heute bei-

spielsweise in Deutschland, Frankreich und Italien 

statt.

– Konzentration der Polizeiarbeit auf die Kernauf-

gaben Bekämpfung und Aufklärung von Krimina-

lität, Aufrechterhaltung der Sicherheit im öffent-

lichen Raum sowie Verkehrssicherheit: Noch in 

zu vielen Fällen erbringen Polizeiorganisationen 

Dienstleistungsaufgaben, die auch von privater 

Seite erbracht werden könnten. Dienstleistungen 

wie Kontrolle der Strassenverkehrssignalisation, 

Begleitung von Schwerverkehrstransporten, Ver-

kehrserziehung in Schulen, Parkbussen, Fundbü-

ros könnten auf der Basis von Leistungsaufträgen 

ausgegliedert werden.

– Vereinheitlichung der polizeilichen Aus- und 

Weiterbildung: Erstmalig ab Ende 2003 wird es 

möglich sein, dass Polizistinnen und Polizisten die 

berufspraktische Ausbildung mit einem eidgenös-

sischen Fachausweis abschliessen können. Bei der 

Entwicklung und Vermittlung von Standards im 

polizeilichen Bildungsbereich ist dem Schweizer 

Polizeiinstitut in Neuenburg eine aktive und um-

fassende Rolle zuzugestehen.

– Aktivere Rolle des Bundes als Taktgeber für Stra-

tegie und Organisationsentwicklung mit klaren 

Leistungsaufträgen: Der Bund sollte verstärkte 

Impulse setzen für eine gemeinsam mit den regi-

onalisierten Polizeikorps zu entwickelnde gesamt-

schweizerische Polizeistrategie.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
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Die laufende Überprüfung des Systems der inneren 

Sicherheit will den Grundsatz der kantonalen Po-

lizeihoheit nicht fundamental in Frage stellen. Für 

die kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren ist die 

integrale kantonale Polizeihoheit nach wie vor nicht 

verhandelbar. Bleibt sie also gewissermassen auch 

für künftige Reformvorhaben ein Stolperstein? Es 

besteht eine gewisse Gefahr, dass die Polizeihoheit zu 

einer politischen Conditio sine qua non wird. Dies 

wäre kaum wünschenswert, denn sowohl aus be-

triebswirtschaftlich-organisatorischer Optik wie aus 

Gründen einer effektiveren Zuteilung öffentlicher 

Gelder drängen sich Reformen sowie ein Überdenken 

des Subsidiaritätsprinzips im Polizeibereich auf.

Die Forderung nach Reformen könnte gar noch ei-

nen Schritt weiter gehen als oben skizziert: Aus einer 

ökonomischen Sichtweise heraus argumentiert, stellt 

sich die Frage, wie das öffentliche Gut Sicherheit 

am wirkungsvollsten produziert werden kann. Fest 

steht, dass sich vor allem im Lichte der heutigen 

dynamischen Welt die strukturellen Defizite des «Po-

lizeiföderalismus» in der Produktion von Sicherheit 

zusehends als hinderlich erweisen und die Kantone 

deshalb stärker zu kooperieren haben. Für die Be-

reitstellung von öffentlichen Aufgaben stellt sich 

letztlich auch die Frage, welches geografische Gebiet 

die optimale Abgrenzung für dessen Produktion und 

Absatz darstellt.

Politökonomen argumentieren, dass sich diese Frage 

nie eindeutig beantworten lässt, und propagieren 

als Ausweg und Alternative das Konzept der so 

genannten focj, der functional, overlapping 

and competing jurisdictions. In der neueren 

ökonomischen Föderalismustheorie wird der focus 

(Einzahl von focj) – zum Beispiel ein Polizei-focus 

Innerschweiz – als wettbewerbliche und effiziente 

Alternative zu den heutigen Verbundlösungen oder 

auch bestehenden Zweckverbänden beschrieben. In 

den usa erfüllen special districts bereits heute 

unterschiedliche Funktionen – von der Wasserver-

sorgung bis zur Polizei – und basieren dabei auf einer 

«variablen Geometrie» [vgl. dazu Eichenberger 

1998, 2002].

Warum sollte in der Schweiz im Sicherheitsbereich 

nicht möglich werden, was im Bildungsbereich seit 

Jahren relativ erfolgreich praktiziert wird? Im Zuge 

der erforderlichen Beseitigung struktureller Hin-

dernisse (zum Beispiel durch die Vereinheitlichung 

unterschiedlicher Strafprozessordnungen) könnte 

der Sicherheitsbereich analog nach dem Prinzip der 

Schulgemeinden funktional (basierend auf Zweckge-

meinden) organisiert werden. 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
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